
;o
m

o

Z E I T U N G  D E S  A f D - K R E I S  
V E R B A N D E S  D R E S D E N

UNAUFHALTSAM

AUSGABE 2026

AUFRECHT



AUFRECHT | Seite 2

JLL

Von Dr. Joachim M. Keiler, Vertreter Sachsen in der AfD-Bundesprogrammkommission

Kurz vor den Landtagswahlen in 2026 
titelt WELT.DE: „Die AfD bereitet einen 
Kursschwenk vor, der gegen alles 
Bisherige steht."

Nur das stimmt 
nicht. Als langjähriges 
Mitglied der Bundes­
programmkommission 
kann ich sagen, wir ste­
hen solide auf unserer 
Plattform und die heißt: 
Deutschland. Was sich 
geändert hat, ist die 
Wirkmacht der Partei. 
In Sachsen-Anhalt ist 
eine absolute Mehrheit 
in Denk- und Reichwei­
te. Der „Schwenk" geht 
allenfalls so:

Von einer Bewe­
gungspartei zur 

Regierungsverant­
wortung.

Von der Einthe- 
men-Euro Partei 
zur Volkspartei.

Von einer multi­
kulturellen, globa­
len Orientierung

zu einer Kraft, die 
deutsche Interes­
sen in den Vorder­

grund stellt.

Von Staatsdirigis­
mus und Bürokratie 
zur Freiheitspartei.

Von einem NGO- 
Staat zu einem 
echten Bürger­

staat.

Von einem Schul­
denstaat zu soliden 

Haushalten.

Keine staatliche 
Gängelei wie bei 
Corona - Indivi­

dual-Grundrechte 
wieder in den Vor­
dergrund stellen.

Soziale Marktwirt­

schaft mit sozialer 
Gerechtigkeit

Und alle diese ge­
nannten Elemente wa­
ren von Anfang an in der 
Programmatik der AfD 
enthalten. So besehen 
gibt es keine „Verwand­
lung" der AfD. Nicht 
staatliche finanzierte 
Vereine der „Zivilgesell­
schaft" dominieren den 
Wählerwillen, sondern 
der Wähler und damit 
das Volk bestimmt in 
Wahlen die Politik.

Solange es in 
Deutschland Armut gibt, 
kein Geld in Milliarden­
höhe ins Ausland für in­
transparente Vorhaben. 
Außenpolitisch alle Ge­
sprächskanäle offen­
halten, das hilft Frie­
densbemühungen mehr 
als einseitige Parteinah­
me. Bildung und Ausbil­
dung als Grundlage für

ein selbstbestimmtes 
Leben, das dient allen 
Generationen. Rück­
besinnung auf Werte 
wie Aufrichtigkeit, Fleiß 
und Vaterlandsliebe. 
Übrigens diese Werte 
sind in Deutschland 
noch reichlich vorhan­
den, anders wären die 
Erfolge der AfD gar 
nicht zu erklären. Das 
beantwortet sogleich 
die Frage, was Positi­
ves an Deutschland zu 
befinden sei. Deutsch­
land hat eindeutig eine 
konservative, bürgerli­
che Mehrheit. Nur liegt 
diese nicht Mitte-links, 
sondern Mitte-rechts, 
weil sie sich nicht 
an Deutschland- Ab­
schaffern bemisst.

Als Patriot ist es mir 
egal, ob die AfD aus 
dem Druck der Oppo­
sition oder in Regie­
rungsverantwortung 
nützliche und hilfrei­
che Ergebnisse zeitigt. 
Zuerst das Land und 
seine Bürger, dann die 
Ideologie und dann die 
Partei. Politik zu ma­

chen, heißt immer ein 
Stück über den eigenen 
Schatten zu springen. 
Doch der Kompromiss 
sollte niemals das Ziel 
sein, sondern vielleicht 
das Ergebnis. Und der 
Kompromiss muss ver­
tretbar sein. Das ist 
er nicht in Koalitionen 
völlig unterschiedlicher 
Grundhaltungen oder 
wie in Sachsen in Min­
derheitsregierungen. Da 
gibt es nur faule Kom­
promisse. Dass Kom­
promisse beiden Seiten 
weh tun müssen, ist 
eine dämliche Formel. 
Kompromisse sollten 
beiden Seiten gefallen. 
Wer verbiegt sich denn 
schon gerne auf Dauer?

welt.de Artikel:
„Die AfD bereitet ei­
nen Kursschwenk 
vor, der gegen alles 
Bisherige steht."
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CORONA
Untersuchungsaus­
schuss in Sachsen*

Aufklärung verzögert, 
Widerstände spürbar

Dem Corona-Untersuchungsaus­
schuss des Sächsischen Landtags 
gehören mit Martina Jost, Dr. Joa­
chim Keiler und Andre Wendt drei 
Abgeordnete aus Dresden an. Der 
Ausschuss hat den Auftrag, die 
staatlichen Entscheidungen und 
Maßnahmen während der Corona­
Zeit umfassend zu prüfen sowie po­
litisch und rechtlich aufzuarbeiten.

Auch wenn der von der Staats­
regierung angegebene Umfang von 
über einer Million Schriftstücken er­
heblich ist, kann dies den Zeitverzug 
nicht rechtfertigen.

Es ist nicht hinnehmbar, dass na­
hezu ein Jahr verging, bis die ersten 
Akten überhaupt bereitgestellt wur­
den -  zumal bis heute keine voll­
ständige Aktenlieferung erfolgt ist. 
Dieser Umstand hat die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses von 
Beginn an behindert und wirft be­
rechtigte Fragen nach dem tatsäch­
lichen Aufklärungswillen der zustän­
digen Stellen auf.

Zudem entsteht zunehmend der 
Eindruck, dass insbesondere Mit­
glieder jener Fraktionen, die während 
der Corona-Zeit Regierungsverant­
wortung trugen, eine umfassende 
und kritische Aufarbeitung eher blo­
ckieren als fördern. So möchten wir, 
dass beispielsweise die Protokolle 
öffentlicher Sachverständigenanhö­
rungen bereits jetzt veröffentlicht 
werden; bislang ist dies jedoch lei­
der nicht erfolgt. Ein Umstand, der

Von Andre Wendt, MdL

Transparenz und Nachvollziehbar­
keit für die Bürger erheblich beein­
trächtigt.

Davon lassen sich die Dresdner 
Mitglieder des Ausschusses jedoch 
nicht beirren. Für sie steht die kon­
sequente und umfassende Aufklä­
rung weiterhin klar im Mittelpunkt. 
Im Fokus ihrer Arbeit stehen insbe­
sondere:

Die Herstellung von Transpa­
renz zu Entscheidungs- und 

Datengrundlagen

Die Prüfung der Rechtsstaat­
lichkeit des Regierungs­

handelns, insbesondere im 
Hinblick auf teils massive 

Grundrechtseingriffe

Entschädigungsleistungen 
für Impfopfer

Die Ermittlung von 
Verantwortlichkeiten

Sowie die Identifikation 
möglicher Ansatzpunkte 

für strafbare Handlungen.

Mit der Einsetzung des Corona­
Untersuchungsausschusses hat 
die AfD Sachsen ein zentrales Wahl­
kampfversprechen eingelöst: die 
konsequente Aufarbeitung der Co­
rona-Politik sowie die transparente 
Untersuchung der staatlichen Maß­
nahmen im Sinne der Bürger.

WENN ■ 
WEHR- I  
PFLICHT |
dann aber nur für die
Landesverteidigung

Von Andre Wendt, MdL

Die Debatte um die Wiedereinfüh­
rung der Wehrpflicht ist zurück -  
emotional und zugespitzt.

Viele Menschen haben die be­
rechtigte Sorge, dass junge Deut­
sche am Ende für politische Fehler 
oder sicherheitspolitische Experi­
mente eingesetzt werden. Wenn 
von „Kriegstüchtigkeit" gesprochen 
oder über deutsche Soldaten in der 
Ukraine spekuliert wird, verunsi­
chert das die Bürger zusätzlich.

Diese Bedrohung sehen wir nicht. 
Wir glauben nicht, dass Russland 
Deutschland oder die NATO an­
greifen will. Statt Kriegsrhetorik 
braucht es Diplomatie. Die ent­
scheidende Frage lautet: Wozu 
brauchen wir eine Armee? Ja -  wir 
brauchen sie. Aber ausschließlich 
zur Verteidigung unseres Landes. 
Eine Armee darf kein Werkzeug für 
außenpolitische Abenteuer sein. 
Deshalb: Wenn Wehrpflicht -  dann 
aber nur für die Landesverteidi­
gung. Nicht für Auslandseinsätze, 
nicht für fremde Konflikte.

Und wer heute lautstark nach 
Krieg ruft, wer Waffenlieferungen 
und Eskalation fordert, sollte mit 
gutem Beispiel vorangehen und 
zuerst die eigenen Kinder in einen 
Kriegseinsatz schicken. Ich spre­
che aus Erfahrung. Ich war Soldat, 
Ausbilder, Zugführer und im Einsatz 
in Afghanistan. Ich habe Kamera­
den verloren. Der Einsatz endete 
mit einer Niederlage. Es war eine 
bittere Lehre.

Deshalb sage ich klar: KEINE 
deutschen Soldaten in die 
Ukraine. Wenn Wehrpflicht, 
dann zum Schutz unserer 
Heimat -  für Deutschland, 

nicht für fremde Interessen.
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Der A fD -H aushaltsentw urf 2025
Entlastet Bürger und W irtschaft

Wir haben mit rund 1 000 eigenen Anträgen gezeigt, dass verantwortungsvolle Haushaltspolitik möglich ist -  und beweisen: 
Es geht natürlich auch anders. Mit deutlich weniger Bürokratie, klaren Strukturen und einer Politik, die das Geld der Bürger nicht 
vergeudet, sondern gezielt einsetzt. Unsere Idee basiert auf einer umfassenden Strukturreform, die Bürokratie abbaut, den un­
durchsichtigen Förderdschungel rodet und Steuergelder dort belässt, wo sie hingehören -  im Wirtschaftskreislauf und bei den 
Menschen.

66 Milliarden Euro Gegenfinanzierung durch 
Entlastung wären drin sinnvolle Einsparungen

Unser Haushaltskonzept 2025 sieht Entlastungen von ins­
gesamt 66,1 Milliarden Euro vor. Diese entstehen durch die 

Abschaffung oder Senkung einer Reihe von Belastungen und
Abgaben:

Unser Konzept ist vollständig gegenfinanziert. Durch gezielte 
Streichungen und Kürzungen an anderer Stelle, die sicher kaum 
jemand vermissen wird, schaffen wir wesentliche Einsparungen 
und entlasten damit dauerhaft den Bundeshaushalt.

Abschaffung des C02-Preises

Abschaffung des 
C02-Emissionshandels

Abschaffung der 
Gasspeicherumlage

Absenkung der LKW-Maut 

Senkung der Lohnsteuer

Senkung der Einkommenssteuer

Senkung der Körperschaftssteuer

Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags

Senkung der Stromsteuer 
auf das EU-Minimum

zusätzliche Bundeszuschüsse 
an die Sozial- und Rentenversicherung

zusätzliche Bundeszuschüsse 
an die Krankenversicherung

15.4 Mrd. €
5.3 Mrd. €
3.4 Mrd. €  
2,2 Mrd. €

9 Mrd. €
1.7 Mrd. €

3 Mrd. €
12.5 Mrd. €
5.8 Mrd. €  
3,7 Mrd. €

4 Mrd. €

-8,7 Mrd. €  
-14,6 Mrd. €  
-18 Mrd. €  
-10,7 Mrd. €  
-36,7 Mrd. €

Abschaffung des 
Entwicklungshilfeministeriums

Abschaffung des 
CO2-Emissionshandels

Reduzierung der EU-Zahlungen

Kürzungen überhöhter 
Verteidigungsausgaben

Streichungen im Klima- 
und Transformationsfonds

Weniger Schulden, mehr 
Generationengerechtigkeit

Unterm Strich kommt der AfD-Haushalt 2025 mit 76,7 Milliar­
den Euro weniger Nettokreditaufnahme aus als der Entwurf der 
Bundesregierung. Damit wird sogar die „alte" Schuldenbremse 
eingehalten -  und das ohne Leistungskürzungen für Bürger oder 
Wirtschaft. Unser Konzept steht für Generationengerechtigkeit: 
weniger Schulden, weniger Belastungen, mehr finanzieller Spiel­
raum für die Zukunft.

Haushalt mit Vernunft -  
Politik mit Verantwortung

Wir stehen für einen 
Haushalt, der Maß hält, 
der Prioritäten setzt und 
der Zukunft nicht auf 
Kredit künftiger Genera­
tionen finanziert. Unser 
Ziel ist ein Staat, der mit 
dem Geld der Bürger so 
umgeht, wie jeder ver­
nünftige Haushalt es 
tun würde: erst denken, 
dann ausgeben. Statt 
immer neuer Belastun­
gen und ideologisch

getriebener Ausgaben 
braucht Deutschland 
endlich eine Finanzpoli­
tik mit Augenmaß. Wir 
setzen auf solide Finan­
zen, starke Wirtschafts­
kraft und fairen Genera­
tionenausgleich. Nur so 
sichern wir den Wohl­
stand, die Stabilität und 
die Handlungsfähigkeit 
unseres Landes -  heute 
und für die kommenden 
Generationen.

Wir machen Vor­
schläge -  andere 
blockieren

Bundestagsabgeordneter 
für Dresden (Wahlkreis 158)

thomas-ladzinski.de

Während wir mit 
konkreten und durch­
gerechneten Lösungen 
vorangehen, bleiben die 
anderen Parteien Antwor­
ten schuldig. Grüne und 
Linke haben kaum eigene 
Anträge eingebracht, und 
auch die Bundesregierung 
scheut echte Reformen. 
Das Ergebnis: Der größ­
te Bundeshaushalt in der 
Geschichte der Bundes-

republik wurde in Rekord­
zeit verabschiedet -  ohne 
ernsthafte Debatte oder 
kritische Auseinanderset­
zung.

Diese Vorgehens­
weise ist eine Schan­
de für das Parlament 
und ein Schlag ins Ge­
sicht der Steuerzahler. 
Ein Bundestag dieser 
Größe und mit dieser

Ausstattung müsste 
der Schuldenpolitik der 
Regierung etwas ent­
gegensetzen -  und 
nicht einfach durchwin­
ken, was ihm vorgelegt 
wird. Wir verlangen eine 
Rückkehr zu haushalts­
politischer Vernunft, die 
den Menschen im Land 
dient und das Vertrauen 
in politische Verantwor­
tung zurückgewinnt.



STOLLEN Von Thomas Ladzinsk

ein „To-go-Snack"? &

EU-Schildbürgerstreich 
noch nicht vom Tisch

Die EU sorgt sich 
um Plastikmüll -  ob­
wohl der größte Teil 
davon in Ländern 
wie Indien, Nigeria, 
Indonesien oder Chi­
na entsteht, die be­
kanntermaßen nicht 
zur EU gehören. Das 
Umweltbundesamt 
sah sich dennoch 
berufen, die Maß­
nahme besonders 
überzuerfüllen -  mit 
einer Auslegung, die 
in Bäckereien und 
Backstuben für Ent­
rüstung sorgt:

packung" gelten -  also 
wie ein Schokoriegel 
oder Coffee-to-go-Be- 
cher.

Ein in Folie ver­
packter Dresdner 
Christstollen soll als 
„Einweg-Snackver­

Damit trifft eine ab­
surde Regelung aus­
gerechnet eines der 
tra d it io n s re ic h s te n  
W eihnachtsgebäcke 
Deutschlands. Der 
Dresdner Christstollen 
gehört zur Advents­
zeit und den Festtagen, 
wird verschenkt, geteilt 
und mit Familie und 
Freunden genossen -  
ein schneller „Stollen 
to go" dürfte wohl die 
Ausnahme sein. Grund­
lage dieser grotesken 
Eskalationsspirale ist 
die EU-Einwegkunst-

stoffrichtlinie von 2019, 
in Deutschland um­
gesetzt durch das Ein­
w egkunststo fffonds­
gesetz. Sie verpflichtet 
Hersteller, sich an den 
Entsorgungskosten zu 
beteiligen. Das Umwelt­
bundesamt interpretiert 
diese Vorgaben beson­
ders streng -  mit der 
Folge, dass selbst ein 
750-Gramm-Stollen in 
Folie als „To-go-Pro- 
dukt" eingestuft wurde. 
Die Deutsche Hand­
werks Zeitung nannte 
die Maßnahme „praxis­
fern und belastend für 
kleine Bäcker". Der Prä­
sident des Zentralver­
bands des Deutschen 
Handwerks 
spricht of 
fen von „Irr

4
kuchen stärker be- /
treffen und die Preise 

Höhe
sinn". Thomas Ladzins- 
ki fordert: „Schluss mit 
Bürokratie auf Kosten 
von Tradition und ge­
sundem Menschenver­
stand." Nach massiver 
Kritik aus Handwerk, 
Politik und Medien wur­
de die Regelung zwar 
vorerst ausgesetzt und 
im November auf eben­
so absurde 500 Gramm 
gesenkt -  endgültig 
vom Tisch kommt sie 
wohl nie. Künf­
tig könnte das t

weiter in die 
treiben. Jetzt heißt es 
wachsam bleiben und 
zwischen den Zeilen 
lesen. Das Thema ist 
längst nicht erledigt 
-  und droht, sich auf 
weitere Bereiche aus­
zudehnen. Gestoppt 
werden kann das nur, 
wenn möglichst viele 
aufmerksam bleiben 
und die Beschwichti­
gungsversuche durch­

-  schäu­
mt CO. i'n .  en.

auch Marzi 
panfiguren, 
Kekse oder 
Pulsnitzer 
P f e f f e r -

Hilfreiche Informationen 
und Argumente finden Sie 
auf der Themenseite unter
thomas-ladzinski. de/Stollen

TH0HAS
LADZINSKI

Mehr: wvw.thomas-ladzinski.de/stollen -

Unser Land ist keine
ABSCHUSSRAMPE

AfD,

Von Thomas 
Ladzinski, MdB

Zu dem Thema habe ich ein Flugblatt und Aufkle­
ber herausgebracht, damit auch Sie Ihr Umfeld in­
formieren können. Diese erhalten Sie an Infostän­
den oder in meinem Bürgerbüro.
Österreicher Str. 69 in 01279 Dresden

Beim NATO-Gipfel 
2024 einigten sich Bun­
desregierung und USA 
darauf, US-Langstre- 
ckenraketen -  darunter 
auch Hyperschallwaffen
-  dauerhaft in Deutsch­
land zu stationieren. Für 
mich und viele Deut­
sche ist das ein gefähr­
licher Irrweg. Deutsch­
land wird dadurch nicht 
etwa sicherer, sondern 
vielmehr freiwillig zur 
Zielscheibe. Was soll's
-  irgendwo in West­
deutschland? Das wäre 
zu kurz gedacht, denn 
die Folgen treffen unser 
Land, unser Volk. Hy­
perschallraketen sind 
zweifelsfrei Offensiv­
systeme. Sie erreichen 
enorme Geschwindig­
keiten, umgehen be­
stehende Rüstungs­

kontrollen und erhöhen 
das Risiko eines Erst­
schlags. Was als „Ab­
schreckung" verkauft 
wird, treibt in Wahrheit 
das Wettrüsten voran.

Fremde Raketen auf 
deutschem Boden sind 
mit dem Geist unseres 
Grundgesetzes oben­
drein kaum vereinbar. 
Artikel 26 stellt unmiss­
verständlich klar, dass 
die Vorbereitung von 
Angriffskriegen verbo­
ten ist. Deutschland 
liegt im Herzen Europas, 
umgeben von Partnern. 
Wir brauchen keine 
neuen Angriffswaffen, 
sondern eine glaubwür­
dige Friedenspolitik und 
eine eigene, funktionie­
rende Verteidigungs­
fähigkeit. Statt Milliar­

den in fremdgesteuerte 
Systeme zu stecken, 
müssen wir endlich 
in Zivilschutz, die Ein­
satzbereitschaft der 
Bundeswehr und einen 
attraktiven Wehrdienst 
investieren. Waffen zur 
Landesverte id igung
-  ja. Aber ganz sicher 
keine Abschussrampe 
für andere Mächte. Wer 
hier Raketen aufstellt, 
stellt auch ein Ziel auf
-  für Gegenschläge, 
für Eskalation, für Miss­
trauen. Friedenspolitik 
bedeutet Verantwor­
tung, nicht Aufrüstung.

Es geht darum, 
Vertrauen zu 

schaffen, statt 
neue Gräben zu 

schaufeln.
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EINE PARTEI 1
VIELE MÖGLICHKEITEN

DER REPRÄSENTANT
- In Am t und Mandat
Ein Mandat ist mehr als ein Titel -  es ist Verantwortung 

und Gestaltungsmacht in Vertretung aller Mitglieder. Ob 
im Vorstand, Parlament oder in einer kommunalen Ver­
tretung: Wer ein Mandat übernimmt, verhandelt und re­
präsentiert unsere konkreten Positionen. Bereit für diesen 
Schritt?

Jedes Mandat zählt
Ob im Europa- oder Bundestag, im Landtag, Stadtrat, 
Kreis- oder Ortschaftsrat oder sogar als Landrat oder Bür­
germeister. Entscheidend ist nicht die Größe, sondern ob 
Du bereit bist, Verantwortung zu tragen. Du machst das, 
was Du dir fachlich zutraust -  und wächst daran.

DER AKTIVIST
- H altung zeigen
Du willst nicht nur reden, sondern handeln? Bei Aktionen, Info­

ständen oder auf der Straße kannst Du Präsenz zeigen und Men­
schen direkt erreichen. Engagement braucht Sichtbarkeit -  und 
Leute wie Dich.

Das kann vieles sein
Kreative Straßenaktionen, außergewöhnliche Veranstaltungen, 
Gespräche am Infostand, Mitwirkung in thematischen Bürgerin­
itiativen oder gemeinsames Engagement bei Demonstrationen 
und Kundgebungen. Dein Gesicht steht für Haltung -  und das 
zählt.

Geeignet für
Alle, die gerne auf Menschen zugehen, sich nicht so leicht provo­
zieren lassen und programmsicher klare Haltung zeigen.

Geeignet für
Alle, die Verantwortung übernehmen und Repräsentanten 
der Partei und ihrer Werte sein wollen.

A N O N Y M ITA T  
FACHLICHE EIGNUNG 
PERSÖNLICHE EIGNUNG 
ZEITAUFWAND  
FLEXIBILITÄT

★ ★★★★ 
★  ★ ★
★  ★ ★ ★
★  ★ ★ ★ ★  
★  ★ ★ ★ ★

A N O N Y M ITÄ T  
FACHLICHE EIGNUNG 
PERSÖNLICHE EIGNUNG 
ZEITAUFWAND  
FLEXIBILITÄT
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Entweder QR-Code scannen oder 
www.afd.de/mitglied-werden aufrufen 
und sofort Mitglied werden.

DER HINTERMANN
- Solide Basis
Du willst etwas bewegen, ohne im Rampenlicht zu stehen? 

Auch ohne Namen und Gesicht preiszugeben, kannst Du viel 
bewirken -  durch gute Recherche, Organisation, Texterstellung 
oder stille Unterstützung. Deine Überzeugung zählt -  nicht Deine 
Sichtbarkeit.

Konkret heißt das
Du kannst Veranstaltungen mitaufbauen und betreuen, Inhalte 
entwickeln, Medienkanäle pflegen, Plakate und Flyer verteilen 
oder Dich um Transport und Logistik kümmern. Ohne das läuft 
nichts -  und macht uns in vielen Regionen sichtbarer als den 
Mitbewerber.

Geeignet für
Alle, die wirklich anpacken wollen, aber lieber aus privaten oder 
beruflichen Gründen im Hintergrund bleiben möchten.

DER STRATEGE
- R ichtung geben
Du hast Ideen, willst Verantwortung übernehmen und 

mitdenken? Dann bring Dich in die programmatische Ar­
beit ein. Entwickle neue Positionen, schärfe Inhalte und 
gestalte die Linie der Partei.

Mitwirken kannst Du zum Beispiel in
Bundesfachausschüssen, Landesfachausschüssen, der 
Programmkommission oder in kommunalen Arbeitsgrup­
pen. Hier wird debattiert, formuliert und entschieden -  
der Maschinenraum der Partei, hier entsteht die fachliche 
Richtung.

Geeignet für
Alle, die gern mitdenken und sich, weitestgehend anonym, 
mit fundierten Fachkenntnissen einbringen oder Konzep­
te entwickeln wollen.

A N O N Y M ITÄ T  
FACHLICHE EIGNUNG 
PERSÖNLICHE EIGNUNG  
ZEITAUFWAND  
FLEXIBIL ITÄT

★  ★ ★ ★ ★  
★  ★ ★
★ ★
★ ★★★

A N O N Y M ITÄ T  
FACHLICHE EIGNUNG 
PERSÖNLICHE EIGNUNG  
ZEITAUFWAND  
FLEXIBIL ITÄT

★ ★★★★ 
★  ★ ★ ★ ★  
★  ★ ★ ★ ★  
★  ★ ★ ★ ★  
★  ★ ★ ★ ★

http://www.afd.de/mitglied-werden
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DIE SOGENANNTE
ENTWICKLUNGSHILFE

Von Matthias Rentzsch, MdB

Ich bin einer von vier AfD-Mitgliedern im 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung im Deutschen Bundestag.

EntwiCk|upgshirfe'undWasWlii^
überhaupttgemafeht?

Ganz grundsätzlich be­
kennt sich die schwarz­
rote Regierung ohne jede 
Not zu dem sogenann­
ten 0,7%-Ziel der Ver­
einten Nationen. Dieses 
stellt eine Verpflichtung 
wohlhabender Industrie­
staaten dar, mindestens 
0,7 Prozent ihres Brutto­
nationaleinkommens für 
öffentliche Entwicklungs­
hilfe (Official Develop­
ment Assistance -  ODA) 
aufzuwenden. Das heißt, 
Deutschland gibt jedes 
Jahr 30 Milliarden Euro 
für die Erfüllung der ODA- 
Quote aus.

Zuständig für Ent­
wicklungshilfe ist in 
Deutschland vor allem 
das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Ent­
wicklung (BMZ) unter 
Ministerin Reem Alabali- 
Radovan (SPD). Im Jahr 
2025 betrug der Haushalt 
des BMZ etwa 10,3 Mil­
liarden Euro, was etwa 2 
Prozent des gesamten 
Bundeshaushaltes ent­
spricht und 2026 soll der 
BMZ-Etat circa 10,1 Milli­
arden Euro betragen. Aus 
diesem Haushalt werden 
vor allem „Entwicklungs­
hilfe-Projekte" finanziert.

„Hilfe zur Selbsthilfe"- 
war einmal. Der theore­
tisch einst lobenswert 
gedachte Ansatz ist 
gänzlich abhandenge­
kommen. In der Praxis 
dominieren fast nur noch 
ideologische und praxis­
ferne Projekte, die nichts 
mit einer wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zum 
gegenseitigen Nutzen zu 
tun haben.

Indien -  ein Land mit 
einem Wirtschaftswachs­
tum von mehr als 6 Pro­
zent -  erhält in den kom-

10,3 Mrd Euro für 
Entwicklungs­
hilfe-Projekte

menden Jahren noch 6,7 
Milliarden Euro Entwick­
lungshilfe.

Es ist völlig absurd, für 
was Deutschland, ohne 
jeden Mehrwert für den 
deutschen Steuerzahler, 
Geld ausgibt. Projekte % 
wie: Fair-Müllter Frühling 
im Zwergenland, Mensch­
liche Bienen in China, Die 
faire Fahrradküche, Ba­
nanenduft, Müll reist um 
die Welt oder Fairmüllte 
Weihnachtszeit! sind be­
zeichnend für den gegen-

Afrika allgemein 
bekommt 
6,5 Mrd Euro

wärtigen Entwicklungs­
hilfe-Irrsinn! Auf meiner 
Internetseite finden Sie 
dazu eine Weltkarte mit 
allen Ländern, Projekten 
und Zahlen.

Dabei gäbe es genü­
gend Ansatzpunkte da­
für. Deutschland hat mit 
verschiedenen Ländern 
wie zum Beispiel Chile, 
Brasilien, der Mongolei, 
Kasachstan oder Usbe­
kistan sogenannte Roh­
stoffabkommen oder 
-Partnerschaften abge­
schlossen. Diese müssen 
mit Leben gefüllt werden 
sowie Abkommen mit 
weiteren Staaten ge­
schlossen werden. Davon 
profitieren beide Seiten. 
Die deutsche Wirtschaft 
erhält dringend benötigte 
Rohstoffe, die Partner­
staaten profitieren von 
deutschem Knowhow. So 
sieht wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit im besten 
Sinne aus -  8 Milliarden 
könnten jedes Jahr ge­
spart werden, um unter 
anderem die deutschen 
Steuerzahler zu entlasten 
und unser Land wieder 
auf Vordermann zu brin­
gen.
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Marokko 2,3 Mrd 
Tunesien 1,5 Mrd 

Südlich der Sahara 1,4 Mrd 
Ägypten 1 Mrd 
Sonstige 0,3 Mrd

Afrika 6,5 Mrd 
Jordanien 2 Mrd 

Peru 1 Mrd 
Sonstige 0,8 Mrd
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ÜBERALL DROHNEN
Die °-^ ~ » > gierung im Abwehrk(r)amp_

Von Matthias Rentzsch, MdB

Alarm! Deutschland wird angeblich 
von Drohnen angegriffen -  und das 
allerorten! Doch wer ist der Angreifer?

Wenn man der Bun­
desregierung und den 
regierungstreuen Medi­
en glauben darf, ist die 
Antwort klar: Russland 
natürlich! Es sei verant­
wortlich für sämtliche 
tatsächlichen oder ver­
meintlichen Drohnen­
vorfälle in Deutschland 
in den letzten Monaten, 
wenn man öffentlichen 
Verlautbarungen der 
Regierung und unseren 
Medien glauben will.

Doch wie steht es 
um die Fakten? Was 
weiß die Bundesregie­
rung und wie sieht es 
mit Belegen dazu aus? 
Schließlich gab es laut 
Lu ftfah rtbundesam t 
allein im Jahr 2024 in 
Deutschland 705.480 
Betreiber unbemann­
ter Luftfahrzeuge, die 
Zahl der von diesen be­
triebenen Drohnen ist 
unbekannt, kann aber 
deutlich höher liegen. 
Zudem gab es laut Aus­
kunft der Deutschen 
Flugsicherung bereits 
vor Beginn der Kriegs­
hysterie zum Teil deut­
lich über hundert Droh­

nenvorfälle pro Jahr. 
Grund genug die Bun­
desregierung einmal 
mit folgendem Wortlaut 
zu befragen:

„Wie viele Drohnen­
vorfälle gab es nach 
Kenntnis der Bundes­
regierung im Zeitraum 
vom 1. Januar 2020 
bis zum 30. September 
2025 (bitte nach Jahr, 
Bundesland und konkre­
tem Ort des jeweiligen 
Vorfalls sowie ggf. Be­
reich wie z. B. Militär, 
öffentlicher Luftraum, 
Flughafen, sonstige In­
frastruktur aufschlüs­
seln)?"

Die Antwort war, wer 
hätte das gedacht, ty­
pisch für diese Regie­

rung. Öffentlich wurde 
die Frage mit nichts­
sagenden Sätzen be­
antwortet, der Rest der 
Antwort wurde als „VS 
-  Nur für den Dienst­
gebrauch" eingestuft 
und darf nicht der Öf­
fentlichkeit zugänglich 
gemacht werden. War­
um die Antwort geheim 
ist, bleibt schleierhaft. 
Einen Beweis für „feind­
liche Überflieger" bleibt 
die Regierung uns und 
den Bürgern bis zum 
heutigen Tage schuldig.

Der Abwehrk(r)ampf 
geht weiter: Hand­
feste Belege und 

konkrete Fakten -  
Fehlanzeige!

MätthüSi
RENTZSCH j

Bundestagsabgeordneter 
für Dresden (Wahlkreis 159)

matthias-rentzsch.de
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SACHSENS „ZIVIL 
GESELLSCHAFT" Von Martina 

Jost, MdL

Eine Parallelstruktur im Fördersum pf

Unter dem Deckmantel 
des „Kampfs gegen 
Rechts“ ist offenbar 
alles möglich.

So hat sich auch in 
Sachsen ein enges Ge­
flecht aus Vereinen, 
Stiftungen und Initia­
tiven gebildet, das mit 
staatlicher Finanzie­
rung wirtschaftet, aber 
eben auch politisch 
und ideologisch einsei­
tig wirkt. Diese „Zivil­
gesellschaft" wird mit 
Millionen aus Landes-, 
Bundes- und EU-Mitteln 
versorgt -  und ist Syno­
nym für Parallelstruktu­
ren geworden, die sich 
nahezu parasitär vom

Steuerzahler ernähren.

Vereine wie das Kul­
turbüro Sachsen e.V., 
die Regionale Arbeits­
stelle für Bildung, Inte­
gration und Demokratie 
Sachsen e. V. oder das 
Netzwerk für Demokra­
tische Kultur e.V. sind 
fester Bestandteil die­
ses Versorgungskreis­
laufes. Ihre Vertreter 
sitzen oftmals gleich­
zeitig in Förderbeiräten, 
Projektjurys und Bera­
tungsgremien, oft mit

Nähe zu Altparteien. So 
entscheidet eine kleine, 
ideologisch homogene 
Gruppe darüber, wer öf­
fentliche Gelder erhält -  
und wer nicht.

Die geförderten The­
men folgen „Schema F": 
Rassismuskritik, Queer- 
Aktivismus, Weltoffen­
heit und Demokratiebil­
dung. Dagegen bleiben 
klassische Werte wie 
R echtsstaatlichke it, 
Meinungsfreiheit oder 
Heimatverbundenheit 
außen vor. Was nicht in 
das dekadente Weltbild 
passt, hat kaum Zugang 
zu Fördermitteln.

Ein Beispiel: Im Dop­
pelhaushalt 2025/26

wollte der Freistaat die 
Programme „Weltoffe­
nes Sachsen" und „In- 
tegrative Maßnahmen" 
zunächst kürzen -  von 
36,9 auf 17 Millionen 
Euro. Doch nach Pro­
testen der geförderten 
Netzwerke und dem 
Druck von Grünen und 
Linken wurden die Kür­
zungen zurückgenom­
men. Die CDU stimmte 
zu, gegen Zusagen zu 
eigenen Forderungen in 
Millionenhöhe.

Was heute oft als „Zi­
vilgesellschaft" verkauft 
wird, ist in Wirklichkeit 
ein geschlossenes Sys­
tem aus Fördergeldern, 
politischer Einflussnah­
me und gegenseitiger

Absicherung. Das wirkt 
auf eklige Art anma­
ßend -  denn so erhebt 
sich eine selbsternann­
te moralische Elite mit 
ihrer Gesinnungspflege 
über echtes bürger- 
schaftliches Engage­
ment und brandmarkt 
alles mit ihrem Label.

Wird in Sachsen 
dieses metasta­

sierende Netzwerk 
nicht konsequent 

unterbrochen, 
vermehrt es sich, 

wird noch undurch­
sichtiger -  und 

schröpft den Steu­
erzahler als Wirt 
bis zum Kollaps.



Viele Bürger in unse­
rem Land sind entsetzt, 
wie schnell ein Friedrich 
Merz alle seine Wahl­
versprechen gebrochen 
hat. Aber auch in Sach­
sen sieht man, wie sich 
ein CDU-Ministerpräsi- 
dent von einer verzwerg- 
ten SPD daran hindern 
lässt, die Probleme des 
Landes anzupacken. 
Wer mit offenen Augen 
hinsieht, erkennt -  in 
unserem Land muss 
sich vieles ändern! Von 
den Bürgern werden 
wir oft gefragt: „Wie 
wollt ihr was ändern?" 
In unserem Grundsatz­
programm haben wir 
es in der Überschrift im 
Kapitel Finanzen und 
Steuern bereits 2016

so formuliert: Wir wol­
len Deutschland refor­
mieren. Das geht nicht 
ohne eine umfassende 
Reform des Steuer­
rechts. Wir treten für 
ein einfacheres und ge­
rechteres Steuersystem 
ein, das mit niedrigen 
Steuern vor allem Mit­
tel- und Geringverdiener 
finanziell entlastet.

Dazu fand am 21. 
November 2025 eine 
Veranstaltung der Säch­
sischen AfD Landtags­
fraktion in der Börse 
Dresden statt. Nach 
Ausführungen von 
Prof. Dr. Fritz Söllner, 
Professor für Finanz­
wissenschaft an der 
TU Ilmenau, zu Prob­

lemen des deutschen 
Steuerrechts, erläuterte 
der AfD-Bundestagsab- 
geordnete Jörn König, 
wie sich die AfD hier 
eine Lösung vorstellt. 
Unzweifelhaft ist das 
deutsche Steuerrecht 
eines der kompliziertes­
ten und am Ende auch 
nicht gerecht. Bestraft 
es doch mit hohen 
Steuern gerade die Leis­
tungsträger. Hier setzt 
der Gedanke der AfD an, 
mit einer einheitlichen 
Steuer von 25% bei Ab­
schaffung aller Steuer­
ausnahmetatbestände 
und hohen Freibeträgen 
für Familien und Kin­
dern, für eine Entlas­
tung der Mittelschicht 
zu sorgen. Bei unse-

Einkommen von 72000,- 
Euro nach Abzug der 
Sozialabgaben gar kei­
ne Steuern zahlen und 
erst vom nächsten Euro 
bekäme der Staat dann 
25 Cent.

Eine derartige 
radikale Vereinfa­
chung, die sich am 

Kirchhof-Modell 
orientiert, würde 

Bürger und Unter­
nehmen massiv 
von Steuern und 

Bürokratie 
entlasten.

Einsparmöglichkei­
ten im Bundeshaushalt, 
um diese Reform zu 
finanzieren, gibt es ge-

deutschen Steuerzahler 
orientieren würde, ergä­
ben sich Einsparmög­
lichkeiten von über 130 
Milliarden Euro jährlich 
im Bundeshaushalt. 
Damit wäre die Steuer­
reform finanziert.

Für jeden der her­
ausfinden möchte, 
was die Pläne der 
AfD für ihn be­
deuten, gibt es den 
Steuerrechner der 
Bundestagfraktion.
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AUS DEM DRESDNER STADTRAT
Das Verhinderungskartell hält - noch!

Aufkommens­
neutralität der 
Grundsteuer

Versprochen war die so­
genannte Aufkommensneut­
ralität, also dass Kommunen 
in Summe nicht mehr Geld 
einnehmen sollten als vor der 
Grundsteuerreform. Mit einem 
Änderungsantrag zur Festle­
gung der Hebesätze wollte die 
AfD-Fraktion die versprochene 
Aufkommensneutralität um­
setzen.

Abgelehnt durch CDU/Grüne/ 
SPD/Linke/BSW/FDP/PVP.

Ordnung und 
Sicherheit in 
Dresden stärken - 
Kriminalität w irk­
sam bekämpfen

Beantragung der Durch­
führung einer Anhörung zum 
Thema „Ordnung und Sicher­
heit -  Kriminalität in Dresden

Ein Haushalt 
ohne Steuer- 
und Beitragser­
höhungen

Erklärtes Ziel war ein Haus­
halt ohne Steuer- und Beitrags­
erhöhungen für die Dresdner 
Bürger. Gleichzeitig sollten 
alle Ausgaben der Stadt auf 
den Prüfstand gestellt und 
unsinnige Ausgaben gekürzt 
werden.

Unser, mit dem Team Zas- 
trow ausgearbeiteter alter­
nativer Haushaltsvorschlag, 
fand keine Unterstützung.

Nach Einsturz! 
Elbquerung 
Carolabrücke 
interimsmäßig 
sichern!

Nach dem Einsturz der Ca­
rolabrücke am 9. September 
2024 forderte die AfD-Stadt- 
ratsfraktion nicht nur einen 
zügigen Abriss der alten Brü­
cke, sondern vor allem die 
schnellstmögliche Errichtung 
einer Behelfsbrücke. Dies 
wäre in kurzer Zeit und zu ver­
nünftigen Kosten möglich.

Abgelehnt durch CDU/Grüne/ 
SPD/Linke/BSW/FDP/PVP.

Radverkehrskonzept (RVK) 
der Stadt sofort stoppen

Die bisherige Strategie, durch Abmarkierungen und Angebotsstreifen 
scheinbar getrennte, tatsächlich aber gemischte Verkehrsräume auf 
stark befahrenen Straßen zu schaffen, hat nicht zu einer nachhaltigen 
Sicherheitsverbesserung geführt. Im Gegenteil. Daher hat die AfD-Frak- 
tion einen sofortigen Stopp der aktuellen Umsetzung des RVK sowie eine 
Neuausrichtung im Interesse aller Verkehrsteilnehmer beantragt.

Kommunalpolitik 
macht Macher!
8 Euro im Monat:
Kleine Summe.
Große Wirkung.

Kommunale Politik ändert sich stän­
dig: Regeln, Verfahren, Förderlogi­
ken, Zuständigkeiten. Wer mitreden 
will, muss dranbleiben. Wer neu 
oder professionell einsteigt, braucht 
Starthilfe und Rüstzeug.

Unsere Bildungsvereinigung sorgt 
dafür, dass Wissen verständlich 
bleibt, Engagement wirksam wird 
und das scharfe Schwert kommu­
nalpolitischer Verantwortung regel­
mäßig geschärft wird -  für Vereine, 
Initiativen und politische Gestalter 
in unseren Städten und Gemeinden.

Schon 8 Euro im Monat machen 
genau das möglich. Und sie wirken 
doppelt: Ihr Förderbeitrag fließt in 
Bildungsarbeit des KoBiVeSa e.V. 
und macht zusätzliche staatliche

Fördermittel nutzbar -  Steuern, die 
sonst womöglich in fragwürdige 
Ideologieprojekte fließen.

Jetzt Fördermitglied werden und 
kommunal aufrüsten. 
www.kommunalpolitik-sachsen.de

sag
Förderverein
Kom munalpolitische SSt
Bildung in Sachsen

http://www.kommunalpolitik-sachsen.de

